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Hafter 1) spricht sich gegen die "Zweispu1·igkeit1J des schwei­
zerischen Strafgesetzentwurfes aus, wie sie in dem N ebenein­
.ander voii Strafe und sichernder Massnahme hervortrete. Er 
würde eine einheitliche Zweckstrafe vorziehen. Die Zweckstrafe 
<lenkt er sich als eine individuelle Behandlung, die jeden mit 
.seinem Masse misst, doch zugleich als eine Ve1·geltung der indi­
viduellen Tat. Die Zweckstrafe der soziologischen Schule 
schliesse die Vergeltungsidee nicht aus, sie wecke sie im Gegen­
teil zu neuem, kräftigerem Leben; "aber damit sie durchdringen 
kann, wird es notwendig, dass in weiteste Volkskreise die 
Erkenntnis getragen wird : auch das ist gerechte Verbrechens­
vergeltung, wenn der rechtbrechende Trunkenbold der strengen 
Zucht einer Heilanstalt überwiesen, oder der vielfach Rück­
fällige, selbst wenn er neuerdings nur eine kleine Verfehlung 
begeht, auf Jahre hinaus hinter Anstaltsmauern von der \iVelt 
ferngehalten wirdfJ 11) . Damit nimmt Hafter die sichernden 
Massnahmen im Grunde wie Merkel 8) für die Vergeltung in An­
spruch, freilich erst in zweiter Linie. Aber Merkel bekämpft 
die Zweckstrafe 4), während sie Hafter vertreten will. Folge-

1) Strafe und sichernde Massnahme im Vorentwurf zu einem schwei· 
zerischen Strafgesetzbuch; diese Zeitschrift, 17. Jahrg., 1904, S. 211 ff. 

2) Hafter, S. 231. Die fettgedruckten Worte hebe ich 1ervor. 
3) Adolf Merket; Über Herrn Thurneysens Kritik des Vorentwurfs zu 

einem schweizerischen Strafgesetzbuch; diese Zeitschrift, 7. Jahrg., 1894, 
S. 1 ff. ; und Gesammelte Abhandlungen aus dem Gebiet der allgemeinen 
Rechtslehre und des Strafrechts. Zweite Hälfte, Strassburg 1899, S. 815 ff . 
Merke! erklärt die Zwangserzielmng als Strafe: «Der Name bringt hier den­
:ienigen Strafzweck, oder, wenn man will, diejenige praktische Tendenz 
der Sühne zum Ausdruck, welche bei den bezüglichen Individuen beson­
ders in Betracht kommt. • Ebenso schreibt Merkel der Einweisung in die 
Arbeitsanstalt und der Verwahrzmg Strafcharakter zu. 

i ) Vergeltungsidee und Zweckgedanke im StrMrecht. Gesammelte 
Abhandlungen. Zweite Hälfte. S. 687 ff. 

Sohweizerisohe Zeitschrift für Strafrecht. 18. Jahrg. 1 
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richtig müsste Hafter von den sichernden Massnahmen bebau pten : 
Auch das ist Zweckstrafe, wenn . . . . Das kann er nkht, weil der 
Entwurf die Zweckstrafe im Sinne der soziologischen Schule 
nicht anerkennt. Wenn die sichernden Massnahmen, wie es 
Hafter will, zu Zweckstrafen gestaltet würden, so wären sie, 
im Vergleich zu den übrigen Strafen des Entwurfes, nicht 
"auch" Zwcckstrafen, sondern sie würden neben die Vergeltungs­
strafen gestellt 1) . 

Die Strafe des Entwurfs ist einheitlich. Hafter würde diese 
Einheit aufheben und eine zweifache Art von Strafe begründen. 
Die einheitliche Strafe, die er anstrebt, besteht ; was er vor ­
schlägt, ze1·stört die Einheit der Strafe. 

Sind die sichernden Massnahmen, wie Merkel angenomm~n 
hat, Vergeltungsstrafen, so wäre eine einheitliche Vergeltungs­
strafe gewonnen, die die Zweispurigkeit von Strafe und sichern­
der Massnahme aufhebt. 

Meines Erachtens wären die zu Strafen gestalteten sichern­
den Massnahmen Zweckstrafen, die übrigen Strafen Vergeltungs­
strafen. Der Entwurf würde also dann weder eine einheitliche 
Vergeltungsstrafe noch eine einheitliche Zweckstrafe aner­
kennen, sondern der Regel nach die Vergeltungsstrafe, aus 
nahmsweise die Zweckstrafe. 

Mit dem Namen Strafe ist es jedoch nicht getan. Auch 
wenn die sichernden Massnahmen als Strafen erklärt sind 

' können sie nicht den allgemeinen strafrechtlichen Grundsätzen 
unterstellt werden. Einmal treffen die Bestimmungen über das 
Strafmass für die sichernden Massnahmen, mögen sie a uch 
Strafen heissen, nicht zu. 

Die Vergeltungsstmfe 2) setzt einen gesetzlichen Tatbestand und 
eine generelle Straffolge voraus, die für den Richter massgebend 

1) Nach Hafter, S. 216, sollte freilich <die ganze Disziplin von Grund 
aus umgebaut • werden , wobei das Zweckmoment, die zweck'mässigste 
Reaktion und die Prävention des Verbrechens zum Ausgangspunkte des 
Systems wird. Die ganze <Disziplin. •, also die L ehre, sollte von Grund aus 
umgebaut und ein • System » geschaffen werden! So spricht Hafter auch 
von der Zweckstrafe der soziologischen Schule, S. 230, 212, und von einem 
einheitlichen Strafenbegrijf, S. 232. Der Aufbau eines Strafgesetzes ist 
jedoch keine tlteoretisclte Konstruktion. 

2) Auch die Vergeltungsstrafe ist in dem Sinne, dass sie einen Zweck 
verfolgt, Zweckstrafe. Der Gesetzgeber b~zweckt damit, Strafrechtsgüter 
zu schützen. Er bestimmt die Strafe nach Massgabe des Interesses, das 

Strafe und sich ernde l\fassna.hrne. 
.-, 
u 

ist. Die sichernde Massnahme ist weder an einen gesetzlichen 
Tatbestand noch an eine daran geknüpfte Straffolge gebunden, 
vielmehr wird ein Mensch nach seinem Z~tstande behandelt. Der 
verwahrloste oder verderbte Jugendliche wird zwangsweise 
erzogen, der gemeingefährliche Geistesk1·anke in einer Kranken­
anstalt behandelt oder versorgt, der Liederliche in einer Anstalt 
zur Arbeit erzogen, der Trunksüchtige in einer Trinkerheil­
anstalt geheilt, der Gewohnheitsvet·b1·eche1· unschädlich gemacht. 
Die Tat ist nur eines von vielen Symptomen, die den Zustand 
des Täters erkennen lassen. Art und Dauer der Massnahme 
richtet sich nach dem Zweck und dem E1"{olg der Behandlung. 
Der Kranke wird entlassen, wenn er geheilt ist, oder wenn er 
der Anstaltsversorgung nicht mehr beda.rf; der Verwahrloste 
und der Liederliche, wenn sie gebessert sind; der Verwahrte, 
wenn die Verwahrung nicht mehr nötig ist. Der Gedanke der 
Strafmilderung, des Zusamment1·e(fens, der Am·echnung de1· Unte1'­
suchungshaft, des bedingten S t;afe1·lass:s ~rifft ~berall nicht zu.1 
Der Tod beendet allerdings .Jede Freiheitsentziehung, und un­
heilbare Geisteskmnkheit lässt nur noch eine Ve·rsorgung des 
Kranken zu. 

Ob und inwieweit Ve1jäh1-ung und Begnadigung bei sicher n­
den ::M:assnahmen möglich ist, bedarf näherer Untersuchung. 

Man kann die sichernden Massna,hmen als Strafen erklären, 
ihre Eigenart wird dadurch nicht aufgehoben. 

Für Hafter steht die Zweckmässigkeit und Bmuchba1·lreit dm· 
vom Entwurf vo1·gesehenen S t1·afen und lJfassnahmen aussm· 
Zweifel / sie bedeuten ihm die glückliche Verwirklichung der 
k1·iminalpolitischen Forderungen de1· Inte1·nationalen kriminalistischen 
Vereinigung (S. 232). Dankbar anerkenne ich den grossengeistigen 
Anteil, den die Intet·nationale k1·iminalistische Vereinigung an dem 
Vorentwurfe hat. Aber eine Forderung, die einheitliche Zweckstmf"e, 
verwirklicht der Entwurf nicht. Das könnte meines Erachtens 
nur geschehen, wenn die gesetzlichen Tatbestände durch typische 
Zustände, die Strafen durch Behandlungsmethoden ersetzt würden, 

die Gesamtheit an dem Gute hat, und nach der Bedeutung des Angriffs 
in subjektiver und objektiver Hinsieht. Die generelle Strafsanktion ent­
spricht dem Strafschutzbediirfnis. Diese Gleichung beruht au~ dem Zwec~­
gedanken. Die Stra.fsanktion ist kriminalpolitisch gerechtfertigt, wenn s1c 
dem Strafschutzbedürfnis im al(qemeinen tatsächlich entspricht. 

/ 
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wie es die psychiatrischen Kriminalpolitiker, vor allem Krä­
pelin und Aschitf(enbu1·g, in Aussicht nehmen. Damit stellt sich 
die sogenannte Zweckstrafe ihrem Wesen nach als sichernde Mass­
nahme heraus. Die psychiatrischen Kriminalpolitiker bezeichnen 
sie richtig als Behandhtng. Der schweizerische Entwurf behält 
die Strafe bei; er führt jedoch als ein zweites Mittel zu1· B e­
kämpfung des Verbrechens die sichernde Massnahme ein 1). 

Der Entwurf entlehnt dem kantonalen Verwaltungsrecht 2) 

sichernde lVIassnahmen von kriminalpolitischer Bedeutung. Er 
befasst den Strafrichter mit verwaltungsrechtlichen Funktionen. 

Von Bedeutung war, dass die Verwaltung den Kantonen . 
und nicht dem Bunde zusteht, soweit sichernde lVIassnahmen in 
Frage kommen. Dazu kam folgende Erwägung. Ist der Straf 
richter für sichernde lVIassnahmen zuständig, so ist es möglich, 
eine sichernde Massnahme an Stelle der Strafe treten zu lassen 

' und unnütze, doppelte Freiheitsentziehung zu vermeiden. 

1
) Damit gewinnt der Sat:<: vmt Liszts, die Strafe sei nur das äusserste 

Mittel zur Bekämpfung des Verbrechens, erst seine wahre Bedeutun"'. Es 
wird sich fragen , ob ein Gesetzbuch, das, wie der schweizerische Ent~vurf 
nicht nur die Strafe zur Bekämpfung des Verbrechens verwendet nach den~ 
Vorschlag 'I'hm~sens, «Grundriss rles Deutschen Verbrechensbel~ämpfungs­
rechtes », den Namen « Verbrechensbektimpfnngs-Gesetzbuch » annehmen sollte. 
Dieser Name würde zurzeit befremrlen. Gewies wäre aber die früher üb­
liche Be:~.eichnung Kriminalgesetz richtiger als Strafgesetz, indem damit auf 
das Verbrechen und dessen Bekiimpjiulg hingewiesen wird. Es wird Aufo'abe 
der Wiss~nscltaß sein, die Mittel zur Bekämpfung des Verbrechens, die ~zieht 
Strafen smd, von der Strafe systematisch abzusondern und sie einheitlich 
darzustellen. Für die Gesetzgebung verweise ich auf den hier unternom­
menen Versuch einer Ausscheidung. 

2) Hafter leitet die sichernden Massnahmen des schweizerischen Ent­
wurfs aus • der Sicherungsstrafe, der einen Varietät der modernen Zweck­
strafe», ab, S. 214. Hafter behauptet eine systematische Loslösun,q der Mass­
nahme von der Strafe; als ob die sichernden Massnahmen bisher Strafen 
g ewesen wären. Die Herkunft dm· sichernden lVIassnahmen des schweize­
rischen Entwurfs hat Eduard Wiist in seiner trefflichen Dissertation: Die 
sichern~~· Massnahme1·1·· im. Entwurf zu einem schweizerischen Strafgesetz­
buch, Zu ICh 1904, ausfuhrheb naehgewiesen, S. 23 ff., S. 126 ff. Der Ent­
wurf hat ie Massnahmen nicht von der Strafe • losgelöst •, sondern sie als 
verzva!tungsreclttliche Vorkehren, die dem Strafrichter übertrao-en werden 
beibehalten. Die Heilanstalt für Trinker war damals noch zlemlich neu ' 
bestand aber in Ellikon: Nur die Verwahrungsanstalt war eine kriminal ' 
politis?he Neuerung, zu der mich die kriminalpolitischen Untersuchungen 
v~n Lzszts und anderer und die Berichte der sclzweizerisclten Strafanstalts­
dzrektoren, vo~ allem H_iir~ins, veranlassten . Eben weil die Verwahrzmgs­
anstalt noch mcht als Emnchtung besteht., hat sie Mühe, durchzudringen. 

Strafe und sichernde llassnahme. ,, 

Es darf daran erinnert werden, dass der Strafrichter im 
Strafprozess auch zivilrechtliche Entscheidun~en erlässt, ie mit 
der Strafsache im Zusammenhang stehen. Ubrigens sind dem 
Strafrecht sichernde Massnahmen, wie sie der Entwurf einführt, 
längst bekannt, sie werden aber im besondern Teil des Straf­
gesetzes oder in Nebengesetzen geregelt. Wüst hat solche Be­
stimmungen aus verschiedenen Strafgesetzen zusammengestellt 1) 

und sich auch dadurch ein wissenschaftliches Verdienst erwor­
ben. Die Unterscheidung von Strafe und sichernder Massnahme 
ist ebenso in der Natur der Sache begründet, wie die Unter­
scheidung von Strafe und Schadenersatz. Sie ist grundsätzlich 
und gesetzestechnisch gerechtfertigt. So schliesst der Entzmwf 
keinen Kompromiss 2) ; er vereinigt Vergelt1mgsstm(e und Zweck­
strafe nicht. 

' ) A . a. 0., S. 45-68. Für die Arbeitsanstalten und di: 'rr iukerheil­
anstalten verweise ich auf meine vergleichende Darstellung m den Grund­
zügen des schweizerischen Strafrechts, Bd. 1, S. 328 f f. , die für den Entwurf 
grundlegend war. 

2) Die Legende von dem • Kompromiss " des schweizrrischen Entwurfs 
wird von Ha/fer, S. 212 und 224, und zu meiner Uberraschung auch v~n 
Wüst der sie im Grunde widerlegt, S. 149, S. 140, übernommen. Die 
Zitat~, die Hafter gegen die Vereinigung von Vergeltungs- und Zweck­
strafe vorführt treffen die von ihm befürwortete Gestaltung der Strafe, 
nicht die Straf~ des Entwurfs. Denn Hafters Zweckstrafe ist nichts anderes 
als ein Kompromiss: «Zwar tritt der Zweckgedanke (bei. der Zweckst~·af:.) 
in den Vordergrund , aber er schliesst, soll er n icht veröden, notwendi g' J?­
sich die Gedanken Schuld - Strafe - gerechte Vergeltung. Und danut 
ist der Gedanke gerettet, den auch der Kulturmensch ni cht ganz aufgeben 
kann und nicht aufgeben will, der Vergeltungsgedanke. • So der Gegner 
des Kompromisses. Hajter, S. 231. Welche Grundsätze sollen auf dwse ver­
geltende Zweckstrafe Anwendung finden? D~r Entwurf kennt .. cla~egen 
nur eine Art Strafe, die nicht die Zweckstrafe Ist. Hafter und Wust fmden 
den Kompromiss auch darin, dass die sichernden M~.ssnahn~en_ • au~h • 
Strafcharakter haben. Ich gebe zu, dass ich mi ch in dieser Hms1cbt lll_cht 
o·enau o'enu "' aus"'edrii.ckt habe · denn die siebernden Massnahrnen smrl 
b b 0 0 ' . . 
nicht • auch • Strafen, sondern sie ii.ben virlfach au ch d1e Fmzk:zon von 
Strafen aus was ihnen nicht Strafnatur verleiht. Auf solche Erschemungen 
hat Merket '(Lehrbuch § 67 «Die Hechtsstrafe in ihrem Verhältnis zu an-

' ' b' t deren Hechtsfolgen •) hingewiesen: «Geschichtlich ist das _Herrschafts~·e Je 
der Strafe in bestimmten Hichtungen durch andere, dieselbe a?losende 
Hechtsfolgen beschränkt word en.> Merke! verweist au f von Jlterm.q: Da s 
Rch ulclmoment im römischen P rivatrecht, 1867, der auf den Schadenersatz 
Bezug nimmt. • Innerhalb gewisser Grenzen, lehrt Merke!, ist überhaupt eine 
Vertretung dieser (der Str afe) durch jene (andern Hechtsfolgen, also at~ch 
durch sichernde Massnahmen), sowie das Umgekehrte möglich. • So kann em.e 
sichernde Massnahme an die Stelle der Freiheitsstrafe treten, ohne dam1t 
Rtrafe zu werden. 

I 



Mit Recht fordert Hafter eine klare Ausscheidung der Strafen 
und sichernden Massnahmen, damit der Richter wisse ob die 

. ' stm(1·echtlzchen Grundsätze anzuwenden sind oder nicht. Die 
Ausscheidung ist jedoch nicht so unsicher, wie Ha.fter annimmt. 
Hafter behauptet sogar , eine erschöpfende Ausscheidung sei 
unmöglich 1), da den sichernden Massnahmen nach meiner Erklä­
rung auch Strafcharakter zukomme. Allein wie es Strafen gibt 
die eine individuelle Behandlung innerhalb bestimmter Grenze~ 
zulassen - hierzu gehören im Grunde alle längeren Freiheits­
Rtrafen - , so gibt es sichernde Massnahmen, die der Behandelte 
wie eine Strafe empfindet, und die die Funktion einer Strafe 
ausüben. Auch der Schadenersatz wirkt vielfach wie eine 
Strafe, und er vermag sie zu ersetzen, und doch hat er nicht 
Strafnatur, und er folgt nicht strafrechtlichen Grundsätzen. 

Die Einweisung in die Arbeitsanstalt kann a1lerdings an Statt 
der Gefängnisstrafe erkannt werden; der Aufenthalt in einer 
Heil- oder Pflegeanstalt wird dem Verurteilten auf die Strafzeit 
angerechnet, und die Verwahrung tritt an Stelle der Freiheits­
strafe. Selbst wenn man annimmt, die sichernden Massnahmen 
gewinnen damit einen gemischten Charakter, ich nehme es nicht 
mehr an, so begründet dies keinen Vorwurf, wenn die so ge­
staltete l\Iassnahme zweckmässig und brauchbar ist. Warum 
sollte der Strafgesetzgeber nicht auch Mischformen bilden? Der 
Strafgesetzgeber, der kriminalpolitische Zwecke verfolgt, kann 
sich nicht an das Schema des Lehrbuches halten. Das Leben 
ist überall mannigfaltiger als die Theorie. 

Hafter findet, aus dem Entwurf ergebe sich nur, dass Zucht­
haus, Gefängnis und Busse Strafen seien ; als sichernde Mass­
nahmen seien zu erkennen die Heilanstalt für Trinker, die Be­
handlung der Kinder, Jugendlichen und der infolge Schwach­
sinns, Taubstummheit, Epilepsie oder ähnlieher Zustände Un­
zurechnungsfähigen oder vermindert Zurechnungsfähigen in ent­
sprechenden Anstalten. So weit sei sichere Bestimmung möglich. 
Bei der ~rossen Zahl der übrigen Massnahmen gelinge sie nach 
Mas~~abe der Grundsä~ze, von denen der Entwurf ausgep'e, nicht 
meh1 -). ·h hoffe, dwse Annahme aus dem Entwurf selbst 
widerlegen zu können. 

1) s. 220. 
2) s. 218. 

\ 

Der Entwurf bezeichnet Zuchthaus, Gefängnis und Haft 
ausdrücklich als Freiheitsstrafen, andere Freiheitsentziehungen 
werden nicht Strafen genannt. Die Bestimmung über Stt·af­
mildeJ•ung (Art. 49) nimmt auf Zuchthaus, Gefängnis und Haft 
Bezug. Würden die übrigen Freiheitsentziehungen als St ::tfen 
angesehen, so müssten sie hier erwähnt sein. Die Einweisung 
in eine Heil- ode1· PflegeanstaU, in eine Trinkerheilanstalt, in eine 
Arbeitsanstalt und die Ve1·wahrung sind also nicht FJ•eiheitsstmfen. 
Zu demselben Ergebnis gelangt Wüst 1) . Art. 32 a .. E. scheidet die 
Verwahrung und die Einweisung in eine Arbeitsanstalt ausdrück-

lich von der Strafe aus : 
Missbraucht der Entlassene die Freiheit bis zum Ablauf 

D.er Zeit, für welche er vorläufig entlassen war, nicht, so gilt 
die Stt·afe, die Ve1·wah1'ung ode1· die Einweisung in die At·beits-

anstalt als vollzogen." 
Da die vorläufige Entlassung sich auch auf die Verwah-

rung und die Einweisung in die Arbeitsanstalt bezieht, so wird 
der zu Entlassende in Art. 32 und 33 als Gefangener, nicht als 
Sträfling bezeichnet. Die Bestimmung über den Vollzug der 
Zuchthaus- und der Gefängnisstrafe verwendet dagegen den 

Ausdruck Sträfling. 
Ich verweise noch auf Art. 51 : . 
,.,Begeht jemand, der eine Freiheitsstrafe von mehr als sechs 

Monaten in der Schweiz oder im Ausland erstanden hat, ode1· 
der an Statt ode1· neben eine?' Gefängnisstrafe in eine At·beitsanstalt 
eingewiesen war ... , wieder ein Verbrechen .. . " 

Das Wirtshausve1·bot, Art. 34, wird in der kantonalen Straf­
gesetzgebung als Strafe angesehen, und es ist kein Grund vor­
handen, es anders aufzufassen. 

Einziehung. Da ein gemeingefährlicher Gegenstand ,.,ohne 
Rücksicht auf die Strafbarkeit einer Person" eingezogen wird, 
so kann diese Massnahme nicht Strafe sein, Art. 38, § ~. Wenn 
dagegen das Eigentum an Gegenständen dem Schuldigen neben 
der Strafe oder statt einer Busse abgesprochen wird, so stellt 
sich die Einziehung als Strafe dar, Art. 38, § 1. 

Die Einstellung in de1· bü1·ge1·lichen Ehrenfähigkeit, Art. 40, 
Amtsentsetzung, Art. 42, das Verbot, einen Beruf, ein Gewerbe, ein 

1) s. 316 
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Handelsgeschäft auszuüben, Art. 43, und die Entziehung der elter­
lichen und vormtmdschaftlichen Gewalt, Art. 44, gehören zusammen. 
Der Grund der Rechtsminderung liegt in der Unwürdigkeit des 
Täters (Art. 42, 44); für das Verbot, einen Beruf, ein Gewerbe 
oder ein Handelsgeschäft auszuüben, wird die Gefahr weiteren 
Missbrauchs ausdrücklich vorausgesetzt (Ar t. 43). Es handelt 
sich nicht in erster Linie darum, den Schuldigen zu treffenr 
sondern darum, einen Unwürdigen von bestimmten Rechten und 
Stellungen auszuschliessen, und damit das Ansehen und die 
Bedeutung. dieser Stellungen zu wahren 1). So sind die Eh?·en­
folgen ihrer Natur nach sichernde Massnahmen. 

Allein die Ehrenfolgen werden allgemein 2), auch von ll1erkelr 
als Nebenstrafen an der Ehre angesehen, und sie sind der Be­
gnadigung zugänglich. Der Entwurf hat für die Einstellung in 
der bürgerlichen Ehrenfähigkeit und für das Verbot, einen Berufr 
ein Gewerbe oder ein Handelsgeschäft auszuüben, eine Wieder­
einsetzung vorgesehen (Art. 58). Diese Bestimmung steht in dem 
Abschnitt n Wegfall der Strafe". 

Die Marginalie des Art. 230, "Nebenstrafen und sichernde 
Massnahmen", weist auf die Ehrenfolgen als Nebenstrafen hin. 

Die Landesve1·weisung 3), Art. 41 , ist ihrem Wesen nach eine 
Polizeimassregel, die nur gegen Ausländer stattfindet. Die vom 
Strafrichter verhängte Landesverweisung gilt jedoch allgemein 
als Strafe. Da die richterlieb erkannte Landesverweisung durch 
die Verwaltungsbehörde nicht aufgehoben werden kann, so muss 
Begnadigung statthaft sein. 

So stelle ich die Ehrenfolgen und die Landesverweisui1g in 
Übereinstimmung mit dem kantonalen Recht und der geltenden 

') Merke!, Lehrbuch, 231. 
2) Neuestens vertritt. Prof. Tliomsen in Münster in seinem höchst wich­

tigen Gmudriss des DeTttsclten Verbrechensbekümpfzmgsrechts, Berlin 1905, S. 22, 
die Ansicht, der Verlust. der bürgerlichen Ehrenrechte sei nach deutschem 
Recht keine Strafe. Leider lag mir die interessante Schrift erst hei de1· 
11weiten Korrek tur dieses Aufsat11es vor. Mit Thornsen st.imme ich vielfach 
grundsätzlich überein, wns ihm auch nicht. entgangen ist. Gegen die Auf­
fassung der Ehrenfolgen als Str afe spricht auch der krimin alpolitische 
Grund, d.ass di e Entziehun g ti.er Ehrenfähigkeit gegen den am dringendsten 
geboten 1st, der den Verlus t gar nicht als Nachteil empfindet .. Das tritt für 
tiie Schweiz besonders deutli ch bezüglich der Ausübung der Wehrpflicht 
hervor. Der Ehrlose wird die Unfähigkeit, Soldat zu sf'in, eher als einen 
Vorzug ansehen; gerade diesen muss man vor allem vom Heer ausschliessen . 

3) Tliomsen spricht der Ausweisung aus dem deutschen Bundesgebiete 
Strafnatur ab, S. 21. (Es ist zu lesen: keine Straff' .) 
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Anschauung· einstweilen unter die Strafen ein. Praktisch tritt der 
Unterschied zwischen Strafe und sichernder Massnahme hier nur 
bei der Begnadigung hervor. Grundsätzlich würde ich es für 
richtig· halten, die Ehrenfolgen und die Landesverweisung· als 
sichernde Massnahmen zu erklären und die Begnadigungsbehörde 
zu ermächtigen, die Massnahme mit der Strafe aufzuheben. Die 
Rehabilitation würde sich dann als Aufhebung einer sichernden 
Massnahme darstellen. Damit stimmt namentlich die Voraus­
setzung der Wiederzulassung zu einem Beruf, Gewerbe oder 
Handelsgeschäft überein (Art. 58, § 2): "wenn er sich überzeugt, 
dass ein weiterer Missbrauch nicht zu besorgen ist", die deut­
lich auf eine sichernde Massnahme hinweist. 

Öffentliche Bekanntmachung des Urteils, Art. 45. Die öffentliche 
Bekanntmachung eines f1'eisprechenden Urteils ist nicht Strafe. 
Auch die Veröffentlichung eines Strafurteils, die der Richter 
auf Kosten des Verurteilten anordnet, sofern das öffentliche 
Interesse oder das Interesse des Verletzten es erfordert, fasse 
ich nicht als Strafe auf 1). Der Richter "ordnet" eine Strafe nicht 
"an". Der Richter trifft die Anordnung aus Erwägungen, die sich 
nicht auf den Schuldigen beziehen. 

Die Friedensbü1·gschaft ist schon deshalb nicht Strafe, weil 
sie kein Verbrechen eines Täters voraussetzt. 

Dien Sicherungshaft" stellt sich als einen Erfüllungszwang dar. 

Gesetzestechni!'\cbe Vorschläge. 

Eine wt8d1'ückliche und zweifellose Ausscheidttng der St1·afen 
und sichernden J.liassnahmen wird durch folgende Einteilung des 
Abschnittes "Strafen und sichernde ::Massnahmen" gewonnen: 

1. Freiheitsstrafen. 
2. Freiheitsentziehung als sichernde Massnahme. 
3. Gemeinsame Bestimmungen. 
4. Vermögensstrafen. 
5. Andere Strafen. 
6. Andere sichernde Massnahmen . 

Das Nähere ergibt sich aus der Übersicht im Anhang. Die 
Anordnung bleibt in der Hauptsache unverändert. Doch wird 

' ) So auch die herrschende Ansicht in Deutschland nach Tltomsen, S. 29. 
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die Bestimmung über die Heil- und Pflegeanstalten für Unzu­
rechnungsfähige und vermindert Zurechnungsfähige unter die 
J:i'reiheitsentziehungen, die sichernde Massnahmen sind, aufge­
nommen. Dies erfordert eine redaktionelle Umarbeitung des 
Ar t. 17. 

Die Bestimmungen über das St1·afmass und über den Weg­
fall de1· Stmfe finden auf sichernde 1\fassnahmen, soweit nicht 
das Gegenteil ausdrücklich erklär t vvird, keine Anwendung. 
Es möchte sich fragen, ob dieser Satz, der sich aus der Natur 
der Sache ergibt und den auch Wüst anerkennt 1), im Entwurf 
ausdrücklich festgestellt werden sollte. 

Allein die Bestimmtingen über das St1·afrnass beziehen sich 
überhaupt nur auf Stmfen. 

Zwar bestimmt Art. 51: 
"Begeht jemand, der eine Freiheitsstrafe von mehr als 

sechs Monaten in der Schweiz oder im Ausland erstanden hat 
oder der an Statt oder neben einer Gefängnisstrafe in eine 
Arbeitsanstalt eingewiesen war (Art. 31) ... , wieder ein Ver­
brechen, so erhöht der Richter die zu erkennende Zuchthaus­
oder Gefängnisstrafe, ... "' 

Damit wird jedoch nicht die Einweisung in die Arbeits­
anstalt geregelt, sondern das Strafrnass für ein neues Ve1·­
b1·echen festgesetzt. Ebenso regelt Art. 52 das Zusamrnentn!fen 
von P1·eiheitsstmfen. Der Sa.tz: "Andere Strafen oder sichernde 
Massnahmen finden unbeschränkt Anwendung" bestätigt aus­
drücklich, dass die Bestimmung nur auf Freiheitsstmfen anzu­
wenden ist. 

Da der Abschnitt über den "Wegfall der St1·afe" nun auch 
eine Bestimmung über die Verjährung sichernder Massnahmen 
enthält, so ist er zu überschreiben: "Wegfall der Strafe und 
der siche1·nden Massnahrnen"'. Selbstverständlich hebt der Tod 
jede gegen die Person gerichtete sichernde Massnahme, nament­
lich jede Freiheitsentziehung auf ; es ist jedoch richtig,er, dies 
ausdrücklich zu bestimmen, wenn der Tod als Strafaufhebungs­
grund angeführt wird 2) . Ebenso verhält es sich mit der unheil-

1) 8 . 163. 
") Es wäre vielleicht am besten, den Tod hier g·ar nicht zu nennen 

(so das deutsche Strafgesetz), und bei deu Vermögensstrafen zu bestimmen , 
dass sie nicht auf die Erben ü bergehen. 
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baren Geistesk1·ankheit 1). Die Begnadigung 2) , der bedingte Straf­
erlass und die Rehabilitation beziehen sich nach dem Entwurf 

nur auf Strafen. 

Anhang. 

Vorentwurf zu einem Schweizerischen Strafgesetzbuch 
(1903). 

Erstes Buch. 

Von den V erbrechen~ 

Zweiter Abschnitt. 

Strafen und sichernde Massnahmen. 

Freiheitsstrafen. 

Art. 26. Zuchthausstrafe. 

Art. 27. Gefängnisstrafe. 
Art. 27 a (bisher Art. 39 a. E.). Zuerkennung des Verdienst­

anteils des Verurteilten an den Geschädigten. 

Art. 28. Vollzug der Zuchthausstrafe und der Gefängnis­
strafe. 

Freiheitsentziehung als sichemde ~lassnahme. 

Art. 29. Verwahrung· vielfach Rückfälliger. 

Art. 30. Vollzug der Verwahrung. 
Art. 31. Arbeitsanstalt (für Liederliche). 

') Praktischer wHre die Vorschrift, dass e~.n Gefangene:·, der geistes-
krank wir d, einer Heil- oder Pfleg-eanstalt zu ubergeben se1. . 

2) Es besteht wohl kein staatsrechtliches. Hindernis, die 1~wtenelle~t 
Voraussetzung en der Begnadigung im Entwwj zu regeln. Es ware .zu er ­
wägen, ob die Begnadigungsbehörde ermächtigt werden soll, auch best1mmte 

ichemde . Massnahmen aufzuheben. 
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Strafe und sichernde Mas8nahme. 

Art. 32 (bisher Art. 35 ). Heilanstalt für Trinker 

Art. 33 (bish~r Art. 17). Unzurechnungsfähige ~nd ver­
mmdert Zurechnungsfähige, besser: Heil- und 
Pflegeanstalt für -, 

Gemeinsame Bestimmungen. 

Art. 34 (bisher Art. 32). Vorläufige Entlassung 
Art. 35 (bisher Art. 33). Absonderung der Gef. · angenen. 

V ermögensstrafen. 
Art. 36. Busse. 

Art. 37. Busse neben Freiheitsstrafe. 
Art. 38 (bisher Art. 38, § 1). Einziehung. 

Art. 38 a (bisher .~rt. 39). Zuerkennung des Ertrags 
V ermogensstrafen an den Geschädigten. 

Andere Strafen. 

von 

Art. 39 (bisher Art. ~4). Wirtshausverbot. 

Art. 40. Einstellung in der bürgerlichen Ehrenfähigkeit 
Art. 41. Landesverweisung. 
Art. 42. Amtsentsetzung. 

Art. 43. Verbot, einen Beruf, e1·n G b ewer e, ein Handels-
gesch äft auszuüben . 

Art. 44. Entzieh ung der elterlichen und vormundschaft­
lichen Gewalt. 

Andere sichernde ~Iassnahmen. 

Art. 45 (bisher Art. 38, § 2). Einziehung gemeingefährlicher 
Gegenstände. 

Art. 46 (bisher Ar t. 45). Öffentliche Bekanntmachung des 
Urteils. 

Art. 47 (bisher Art. 46). Friedensbürgschaft. 
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A propos du casier judiciaire. 
Par 

Alfred Gautier> professeur a G eneve . 

I1 est assez de mocle aujourcl'hui de deblaterer contre l' insti­
tution du casier. Maint journaliste s'est taille un facile succes 
en denon<;ant !es rigueurs de cette ftetrissure perpetuelle. Dans 
la « Robe rouge >>, un auteur dramatique tres applaudi et qui 
s'est donne la mission de moraliser son siede par l'etalage 
un peu brutal des iniquites contemporaines, reelles ou preten­
dues, M. Brieux, va jusqu'a l'insulte. La loi est une gueuse ! 
fait-il crier au personnage sympathique de la piece (la femme 
infortunee, en butte aux persecutions du juge d'instruction 
clont l'auteur a fait tout uniment une canaille ; c'est un 
procede de litterature et de polemique trop commun : tra cer 
non le portrait, mais la caricature de ceux qu'on veut atta­
quer ; des lors la satire est facile). L a loi est une gueuse, 
parce qu'elle ignore le parclon et marque a jamais d'infamie 
ceux qu'une fois elle a frappes. 

N'exagerons pas la portee de ces critiques, dictees souvent 
par un sentimentalisme de commande ou pa r les besoins 
d'une piece a these. Je ne pense pas qu'on puisse de bonne 
foi soutenir qu'un mouvement d'opinion se soit forme pour re­
clamer la suppression du casier. Peut-etre pourtant ne serait-il 
pas hors de propos de rechercher s 'il y a quelque chose 
de fonde dans ces reproches et, dans ce but, de scruter les 
merites et les demerites de l'institution ainsi attaquee. Que 
va ut-elle en elle-meme? Quels progres ont realise dans son 
domaine les lois les plus recentes? c'est a cette double ques­
t ion que le present travail est destine a repondre. 


